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§ 1 Einleitung

Die Rechtsstellung von Minderjährigen ist immer wieder Gegenstand der ge-
sellschaftlichen, politischen und juristischen Debatte. Dabei besteht ein Span-
nungsverhältnis zwischen dem allgemeinen Bedürfnis nach Schutz für Minderjäh-
rige, die noch heranwachsen und viele Fähigkeiten erst noch erlernen müssen, und
ihrem eigenen Bedürfnis nach Selbstbestimmung und Partizipation. Auch die
Rechtsposition der Eltern, denen ein Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder
zusteht, spielt im Rahmen dieser Abwägung eine nicht unwesentliche Rolle. In fa-
miliengerichtlichen Verfahren haben diese Überlegungen ein besonderes Gewicht,
denn es handelt sich um Regelungsbereiche, welche für die Lebensführung der
Betroffenen von unmittelbarer Bedeutung sind und damit einen starken persön-
lichkeitsrechtlichen Bezug aufweisen. So macht es einen erheblichen Unterschied,
welche Personen einemKind als rechtliche Eltern zugeordnet sind, und es beeinflusst
die Lebensgestaltung wesentlich, wenn Sorgerechte für Kinder und Umgangsrechte
mit ihnen bestehen.

A. Problemstellung

Die Einbindung Minderjähriger und ihrer Interessen in ein Verfahren kann auf
verschiedene Art erfolgen. Die geringste Belastung für betroffene Kinder sollte die
Repräsentation ihrer Interessen durch ein Institut wie die Verfahrensbeistandschaft
oder die Einholung eines Sachverständigengutachtens darstellen. Die Kinder werden
dafür zwar regelmäßig von einer Person zu ihrer Situation befragt, dies kann jedoch
außergerichtlich erfolgen und muss den Kindern gegenüber auch nicht zwangsläufig
mit einem Konflikt zwischen den Eltern in Verbindung gebracht werden. Diese le-
diglich indirekte Partizipation der Kinder wird ihrer Stellung als Rechtssubjekte aber
nicht immer gerecht. Direkter Kontakt mit dem Gericht und eine unmittelbare
Möglichkeit zur Stellungnahme wird dagegen mit der Anhörung Minderjähriger im
familiengerichtlichen Verfahren geschaffen. Sofern die Beteiligung Minderjähriger
am gerichtlichen Verfahren in Literatur, Rechtsprechung und in der politischen
Auseinandersetzung diskutiert wird, finden sich auch vorrangig Auseinanderset-
zungenmit diesem Institut. EineGarantie aufAnhörung enthalten entsprechend auch
Art. 12 UN-KRK1, der neu weiter gefasste § 159 FamFG und auch der jüngst ge-

1 Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20. November 1989, UN-Doc A/RES/
44/25, BGBl. II 1992 Nr. 6, S. 121.



schaffeneArt. 21 Brüssel IIb-VO2. Auch die Anhörung derMinderjährigen kann ihre
Stellung als aktive Beteiligte amVerfahren jedoch nicht ersetzen, denn die Anhörung
muss vom Gericht erst terminiert werden und bietet lediglich eine einmalige
Möglichkeit zur Stellungnahme zum Sachverhalt. Verfahrensfähige Beteiligte da-
gegen verfügen über Antragsmöglichkeiten, mit denen Verfahren nicht nur einge-
leitet, sondern eventuell auch gelenkt werden können. Ebenso steht ihnen für die
Dauer des gesamten Verfahrens regelmäßig das Recht zur Stellungnahme zu allen für
die Entscheidung erheblichen Aspekten offen. Nur wenn Minderjährigen auch
Verfahrensfähigkeit zugesprochen wird, ist ihnen somit eine aktive Beteiligung am
Verfahrenmöglich. Im Fokus der nachfolgenden Arbeit stehen daher die Regelungen
zur Verfahrensfähigkeit Minderjähriger in familiengerichtlichen Verfahren. Diese
sollten aus Sicht der Verfasserin durch die weiteren Mechanismen und Maximen zur
Berücksichtigung der Interessen Minderjähriger nur ergänzt werden, sofern die
Verfahrensfähigkeit nicht greifen kann oder nicht ausreicht.

2018 veröffentlichten Ekert und Heiderhoff einen Abschlussbericht zur Evalua-
tion der FGG-Reform im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz.3 Im Rahmen dieses Forschungsvorhabens befragten sie Rechts-
pfleger*innen, Richter*innen, Verfahrensbeiständ*innen und Anwält*innen, die
nach eigenen Angaben regelmäßig mit Verfahren in Familiensachen befasst waren,
ob diese die Regelungen zur Verfahrensfähigkeit vonMinderjährigen für vollständig
und hinreichend klar hielten.4 Dabei plädierten die Befragten vielfach für eine
niedrigere und flexiblere Altersgrenze für die Verfahrensfähigkeit Minderjähriger.5

Die geäußerte Kritik gibt ebenso Anlass, einen vertieften Blick auf die Regelungen
zur Verfahrensfähigkeit Minderjähriger im FamFG zu werfen. In der folgenden
Arbeit wird aufgezeigt, dass insbesondere für die Regelungen der Verfahrensfä-
higkeit im FamFG eine Anknüpfung an die individuellen Fähigkeiten geboten ist.

B. Gang der Untersuchung

Ausgangspunkt ist die allgemeine Regelung in § 9 FamFG (§ 2 A. II.). Verfah-
rensfähig sind grundsätzlich nur die nach bürgerlichem Recht geschäftsfähigen oder
für den Gegenstand des Verfahrens als geschäftsfähig anerkannten Personen, § 9
Abs. 1 Nr. 1, 2 FamFG. Eine Ausnahme findet sich jedoch für Minderjährige ab

2 Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. Juni 2019 über die Zuständigkeit, die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betref-
fend die elterliche Verantwortung und über internationale Kindesentführungen, ABl. EU 2019
L 178, S. 1.

3 Online abrufbar unter https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Service/Fachpubli
kationen/Evaluierung_FGG_Reform.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (letzter Aufruf am
04.04.2022).

4 Heiderhoff/Ekert, Die Evaluierung der FGG-Reform, S. 54.
5 Heiderhoff/Ekert, Die Evaluierung der FGG-Reform, S. 55.
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Vollendung des vierzehnten Lebensjahres in § 9 Abs. 1 Nr. 3 FamFG. Die Arbeit
analysiert, auf welche Verfahren sich diese Ausnahme erstreckt, unter welchen
Voraussetzungen de lege lata Minderjährigen die Verfahrensfähigkeit gewährt wird
und ob der sonstige Ausschluss Minderjähriger gerechtfertigt ist. Um bewerten zu
können, wie diese Regelungen in das Gesamtsystem des familiengerichtlichen
Verfahrens eingebettet sind, werden auch die weiteren Mechanismen untersucht, die
dafür sorgen, dass die Interessen minderjähriger Betroffener im Verfahren reprä-
sentiert sind und beachtet werden (§ 2 B. bis E.). Dazu zählen die Regelungen zur
gesetzlichen Vertretung nicht verfahrensfähiger Minderjähriger, die Anhörung die-
ser, die Verfahrensprinzipien sowie die Institute der Ergänzungspflegschaft und der
Verfahrensbeistandschaft.

Steht eine Reform der Regelungen zur Verfahrensfähigkeit zur Debatte, stellen
sich zwei Fragen:

(1) Ist die Anknüpfung der ausnahmsweise zugestandenen Verfahrensfähigkeit für
Minderjährige an die Vollendung des vierzehnten Lebensjahres geeignet und
ausreichend oder ist eine Anpassung der Altersgrenze nach unten erforderlich,
sodass der Zugang auch schon jüngeren Kindern gewährt wird?

(2) Ist die Verwendung einer starren Altersgrenze überhaupt geeignet oder ist nicht
eine flexiblere Regelung angemessen, die den individuellen Fähigkeiten der
Minderjährigen Rechnung trägt?

Zur Beantwortung dieser Fragen werden über die Untersuchung der Regelungen
im FamFG hinaus vergleichend auch weitere Regelungen aus dem deutschen Recht
betrachtet (§ 3). Zunächst stellt sich die Frage, wie die BeteiligungMinderjähriger in
anderen Verfahrensordnungen aussieht und ob sich daraus Rückschlüsse für eine
mögliche Rechtsänderung im FamFG herleiten lassen. Betrachtet werden dafür die
Regelungen zur Verfahrens- bzw. Prozessfähigkeit aus dem Zivilprozess, aus den
verwaltungsrechtlichen Verfahren, dem Sozialgerichtsverfahren, dem Asylverfah-
ren, dem Verfahren nach dem Transsexuellengesetz und aus dem Strafprozess. Im
Strafprozess unterscheidet sich die BeteiligungMinderjähriger je nachdem, ob sie als
Beschuldigte, Nebenkläger*innen, strafantragstellende Personen oder Zeug*innen
in das Verfahren involviert sind. Ebenso erfolgt ein Blick auf den Zugang Minder-
jähriger zur Verfassungsbeschwerde.

Zahlreiche Regelungen zur Einbindung Minderjähriger finden sich aber auch im
materiellen Recht. Die Regelungen zur Geschäftsfähigkeit stechen besonders heraus.
Sie sind für die Untersuchung von zweifacher Bedeutung: Als grundlegende Ent-
scheidung über die Teilhabe von Minderjährigen am Rechtsverkehr stellen sie zu-
nächst einen relevanten Untersuchungsgegenstand dar, insbesondere in Bezug auf
die Frage, woraus sich die Festsetzung des Volljährigkeitsalters und damit des Alters
zur unbeschränkten Geschäftsfähigkeit auf die Vollendung des achtzehnten Le-
bensjahres rechtfertigt. Darüber hinaus verweisen die Regelungen im FamFG,
ebenso wie etwa in der ZPO oder der VwGO, für die Verfahrens- bzw. Prozessfä-
higkeit grundsätzlich auf die Regelungen zur Geschäftsfähigkeit. Nach diesen
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